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Infoveranstaltung «Schule und 
Sportförderung» 
VADUZ - Eine, seitens der Regierung in die 
Wege geleitete Umfrage hat bestätigt, dass 
bei leistungsorientierten Sportlerinnen und 
Sportlern und deren Eltern ein sehr hohes 
Interesse an einer verbesserten Vereinbarkeit 
von Schule und leistungsorientiertem Sport 
sowie an einer optimierten Abstimmung der 
schulischen und sportlichen Anforderungen 
besteht. Der Landtag trug diesen Bedürfnis­
sen durch die Genehmigung eines vierjähri­
gen Schulversuchs «Schule und Sportförde­
rung» an der Realschule St. Elisabeth 
Schaan Rechnung. In Zusammenarbeit mit 
Sportverbänden wird an der Realschule St. 
Elisabeth Schaan bei diesem Projekt das 
Ziel verfolgt, Leistungssport effizient zu 
fördern, ohne dass die schulische Laufbahn 
beeinträchtigt wird. Ab kommendem Schul­
jahr  besuchen qualifizierte Sportlerinnen 
und Sportler der Sekundarstufe I innerhalb 
der beiden Regelklassen der 1. Schulstufe 
an der Realschule St. Elisabeth Schaan ein 
gekürztes Unterrichtspensum. Gleichzeitig 
gewähren schulische Massnahmen eine dem 
Leistungsvermögen des Jugendlichen ent­
sprechende schulische Förderung und Ent­
wicklung. 

Seitens der Verbände werden Trainings­
möglichkeiten und Strukturen geboten, die 
auf die Bedürfnisse der verschiedenen Leis­
tungssportler und Leistungssportlerinnen 
eingehen. Der LOSV hat in Zusammenar­
beit mit den Verbänden die sportlichen Auf­
nahmekriterien festgelegt, nach welchen die 
begrenzt zur Verfügung stehenden Plätze in 
den Sportklassen vergeben werden. Die Kri­
terien beinhalten jedoch nicht nur Anforde­
rungen an die einzelnen Sportschulerinnen 
und Sportschüler, sondern auch an deren 
Verbände. 

Für leistungsorientierte Sportlerinnen und 
Sportler der 5. Klassen der Primarschulen, 
welche mit einer Empfehlung ihres Verban­
des für die Sportklasse rechnen können und 
im kommenden Schuljahr in die Sportklasse 
eintreten wollen, sowie für deren Eltern, fin­
det am Mittwoch, 3. März 2004, um 19 Uhr 
in der Aula der Realschule St. Elisabeth 
Schaan eine Informationsveranstaltung statt. 
Im Rahmen dieses Anlasses werden Vertre­
ter seitens des LOSV, der Schulbehörde und 
der Realschule St. Elisabeth Schaan Aus­
kunft über die konkrete Realisierung des 
Projektserteilen. (pafl) 

Liechtensteinische Hilfe für 
AIDS-Waisenkinder in Sambia 
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Zu viel Polizei? Zu viel UbenA/achung? 
Stellungnahme des Leitenden Staatsanwaltes Robert Wallner 

j 

VADUZ - Die Regierung hat anfangs Feb­
ruar beschlossen, den Cecily's Fund für 
Waisenkinder in Sambia mit 10 000 Fran­
ken zu unterstützen. Der Fund wurde vom 
britischen Botschafterehepaar in Bern, Basil 
und Alison Eastwood, gegründet, um AIDS-
Waisenkindern in Sambia den Schulbesuch 
zu ermöglichen. A m  Dienstag; 17. Februar, 
konnte der liechtensteinische Botschafter in 
Bern, Prinz Stefan von Liechtenstein, dem 
Ehepaar Eastwood den Scheck mit der er­
wähnten Summe überreichen. Sambia hat 
einen der höchsten Anteile an Waisenkin­
dern in der ganzen Welt. Schätzungsweise 
23 % aller Kinder unter 15 Jahren haben 
wegen AIDS einen oder sogar beide Eltern­
teile verloren. Die meisten dieser Kinder 
können keine Schule besuchen. Der kleine, 
aber sehr effizient arbeitende Cecily's Fund 
hat im vergangenen Jahr rund 7000 AIDS-
Waisenkindern den Schulbesuch ermöglicht 
und wird sein Engagement im kommenden 
Jahr noch erweitem können. (pafl) 

VADUZ- Die Diskussion rund 
um den geplanten Erweiter­
ungsbau ar te t  zu einer .teil­
weise fast böswilligen Verun­
glimpfung unserer Polizei aus .  
Es wird suggeriert, unterbe­
schäftigte Polizisten würden 
a u s  Langeweile sinnlose Ver­
kehrskontrollen durchführen, 
Bürger wegen Bagatellen schi­
kanieren und gar  spielenden 
Kindern am THesenberg auflau­
ern. Daraus wird geschlossen, 
d a s s  wir einfach zu viele 
Polizisten hätten. 

Die Realität sieht anders aus.  
Liechtenstein ist keine Insel der 
Seligen. Im Jahr  2003 hat die  
Staatsanwaltschaft in 1513 Fällen 
beim Landgericht die Bestrafung 
von Personen beantragt, in prak­
tisch allen Fällen auf der Basis von 
Anzeigen der Landespolizei. 

Böswillige 
Verunglimpfungen 

Wenngleich der Grossteil der Ver­
fahren auf kleinere Übertretungen 
und Vergehen entfällt, finden sich 
darunter auch schwere Fälle quer 
durch das Strafgesetzbuch: Ein­
bruchsdiebstahl, Körperverletzung, 
schwere Erpressung, gefährliche 
Drohung, Vergewaltigung, schwerer 
sexueller Missbrauch von Unmün­
digen und andere. Die Qualität der 
Anzeigen hat sich in den vergangen 
Jahren stetig verbessert, was ich 
nicht zuletzt auf die gestiegenen 
Personalressourcen zurückführe. 

Kriminalitätstourismus: 
Wir sind nicht 

verschont!  

Auch vom Kriminalitätstou­
rismus bleiben wir nicht verschont. 
So müss sich zum Beispiel nächste 
Woche eine Italienerin vor dem 
Kriminalgericht wegen gewerbs­
mässigem Einbruchsdiebstahl ver­
antworten. Sie gehört einer Täter-
gruppe an, die im Sommer und 
Herbst 2003 in ganz Liechtenstein 
zahlreiche Hauseinbrüche began­
gen hat. Die Landespolizei hat bei 
der  Aufklärung dieser Straftaten 
gemeinsam mit der Kantonspolizei 

«Liechtenstein ist keine Insel der Seligen und wird es auch nicht werden», so Staatsanwalt Robert Wallner. 

St. Gallen hervorragende Arbeit ge­
leistet. 

Liechtenstein kann man nicht 1:1 
mit  Appenzell, St. Gallen oder  
Graubünden vergleichen. Zu den 
35 000 Einwohnern kommt ein 
Treuhandwesen mit zumindest 
doppelt so vielen Sitzgesellschaf­
ten, unter deren Hintermännern, 
sich immer wieder einmal Krimi­
nelle befinden. Zahlreichen Ver-

»dachtsftillen auf Geldwäsche, Vor­
taten zur Geldwäsche oder Potenta­
tengelder mit zum Teil äusserst 
komplexen Sachverhalten muss die 
Justiz nachgehen' und ist bei der 
Durchführung von Hausdurchsu­
chungen, bei der Auswertung und 
Analyse beschlagnahmter Unterla­
gen, bei der Befragung von Zeugen 
und Verdächtigen und bei der welt­
weiten Koordination mit ausländi­
schen Strafverfolgungsbehörden 
auf die Mithilfe der Landespolizei 
angewiesen. 

Mangelnde Ressourcen 

Bis zum Jahr 2000 war die Poli­
zei dazu mangels entsprechender 

Ressourcen und notwendigem 
Know-how praktisch nicht in ,der 
Lage. 

Wozu dies geführt hat, scheinen 
viele schon wieder vergessen zu 
haben. Dies gilt auch für den Infor­
mationsaustausch auf Polizeiebene, 
der jetzt dank der personell ver­
stärkten Interpolstelle Vaduz klag­
los funktioniert. Die früheren Miss­
stünde mit grossen Pendenzen ge­
hören Gott sei Dank der Vergan­
genheit an. Auch ein grosser Teil 
der jährlich ca. 300 ausländischen 
Rechtshilfeersuchen betrifft Vor­
gänge am Finanzplatz, die immer 
wieder Hausdurchsuchungen unter 
Mitwirkung der Landespolizei not­
wendig machen. 

300 Rechtshilfe­
ersuchen pro Jahr 

Zudem ist zu bedenken, dass gros­
se Wirtschafts- und Geldwäschefälle 
in der Schweiz von Bundesanwalt­
schaft und Bundespolizei bearbeitet 
werden. Diese oft äusserst aufwän­
digen Verfahren belasten damit die 
kantonalen Behörden nicht. 

Zu den angeblich unnötigen Ver­
kehrskontrollen ist aus Sicht der 
Staatsanwaltschaft zu  sagen, dass 
im Jahr 2003 allein wegen Verdach­
tes des Führens eines Fahrzeuges in 
angetrunkenem Zustand 1,62 Perso­
nen angezeigt wurden. Dazu kom­
men 26 Anzeigen wegen Führen ei­
nes Fahrzeuges in nicht fahrfähi-
gem Zustand (Drogen, Medikamen­
te, etc.) und 31 Anzeigen wegen 
Verweigerung'* der Blutprobe. Bei 
dieser «TYefferquote» mit teilweise 
hochgradiger Alkoholisierung und 
entsprechender Dunkelziffer , sind 
Kontrollen wohl mehr als notwen­
dig und angebracht. 

Polizei: Gute Arbeit 

Nach 3 '/j Jahren Zusammenar­
beit mit der Landespolizei kann ich 
sagen, dass d ie  vorhandenen 
Ressourcen dringend notwendig 
und sinnvoll sind und unsere 
Polizisten gute Arbeit leisten. Das 
sollten wir ihnen verdanken und sie 
nicht öffentlich in einer beispiel­
losen Weise verunglimpfen. 

Robert Wallner 

Tarif kürzungen - ausgewogener Kompromiss 
Regierung will die Gesundheitskosten in den Griff bekommen 

VADUZ - Nachdem die Tarifver­
handlungen zwischen Physlo-
therapeutenverband und Kran­
kenkassenverband zu keinem 
Ergebnis geführt haben, legte 
die Regierung den Tarif befris­
t e t  auf ein Jahr fest. 
Diese Vorgangsweise wurde s o  
vom Gesetz festgelegt. Die Regie:  

rung hat vor der Festsetzung, Kon­
takt mit beiden Vertragspartnern 
aufgenommen und daraufhin einen 
Kompromiss getroffen. Der Kran­
kenkassenverband hat zusammen 
mit den Unfallversicherern und der 
Invalidenversicherung den Tarif-, 
vertrag mit dem Physiotherapeu-
tenverband im Dezember 2000 ge­
kündigt. Die Versicherungen for­
derten die Übernahme der Schwei­
zer  Tarifstruktur. Leider konnte 
innerhalb der letzten drei Jahre kei­
ne Einigung zwischen den Tarif­
partnern erzielt werden.. In St. Gal­
len arbeiten etwa 4000 Physiothe­

rapeuten. Diese rechnen alle seit 
1998 mit dem Schweizer T W f  ab. 

Gesundheitskosten 
in den Griff bekommen 
Die Regierung hat es sich zur Auf­
gabe gemacht, die Gesundheitskos­
ten in den Griff zu bekommen. Ei­
ne Massnahme dazu ist die sukzes­
sive Übernahme .der Schweizer Ta­
rifstruktur. Aus diesem Grunde 
wählte die Regierung mit der Tarif­
senkung den obgenannten Kompro­
miss. Gleichzeitig forderte sie die 
Tarifpartner auf, für das Jahr 2005 
einen neuen Vertrag au f  Basis 
Schweizer Tarifstruktur auszuhan­
deln. Dieser Entscheid wird ver­
ständlich, wenn die Kosten der  
Physiotherapie verglichen werden. 
Die Physiotherapiekosten pro Ver­
sicherten waren in Liechtenstein im  
vergangenen Jahr doppelt so hoch 
wie im Kanton St. Gallen oder Zü­
rich. (pafl) 

Reglerungsrat Hansjörg Frick zur Thematik Physiotherapeuten: «Die Re­
gierung hat vor der Festsetzung, Kontakt mit beiden Vertragspartnern 
aufgenommen und daraufhin einen Kompromiss getroffen.» 


